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 Referat Baureferat  

 Abteilung Abt. 31, Bauverw., Bau-
u.Denkmalrecht 

Beschlussvorlage 
 
2013/260   Verfasser(in)   

 
 
 

Gremium Termin Vorlagenstatus 
Planungs- und Umweltausschuss 15.10.2013 öffentlich 

 
 
T -2013/122: Errichtung und Betrieb einer Anlage nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG), Paul-Lenz-Str. 1a, 86316 Friedberg, Flur-Nrn. 1885 und 1903 d. Gem. Friedberg 
- Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens - 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen der Stadt Friedberg für die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung nach § 4 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) zur Errichtung und zum 
Betrieb einer Anlage zur Beschichtung von bahnen- oder tafelförmigen Materialien einschließlich 
der dazugehörigen Trocknungsanlagen mit Kunstharzen, die unter weitgehender 
Selbstvernetzung ausreagieren (hier Furanharze) sowie die Menge dieser Harze (10 kg bis 
weniger als 25 kg je Stunde) auf den Grundstücken Flur-Nrn. 1885 und 1903 der Gemarkung 
Friedberg, Paul-Lenz-Str. 1a, 86316 Friedberg, der xxxxx xxxxxxxx xxxxxxxxxx xxxx wird erteilt. 
 
 
 



 

Vorlagennummer: 2013/260 
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Sachverhalt: 
 
xxx xxxxx xxxxxxxx xxxxxxxxxx xxxx beantragt auf den Grundstücken Flur-Nrn. 1885 und 1903 
der Gemarkung Friedberg, Paul-Lenz-Str. 1a die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur 
Beschichtung von bahnen- und tafelförmigen Materialien einschl. der dazugehörigen 
Trocknungsanlagen mit Kunstharzen. 
 
Für die Erweiterungsvorhaben dieser, sowie der xxxxx xxxxxx wurde in den Jahren 2011 und 
2012 eigens eine Änderung der Bebauungspläne Nr. 8 und 8/II zur Verlegung der darin 
festgesetzten Grünflächen durchgeführt. 
 
Die xxxxx xxxxxx xxxx hat auf den Grundstücken für die xxxxx xxxxxxxx Ende 2012 einen 
Bauantrag gestellt. Im Rahmen der dort erforderlichen immissionsfachlichen Prüfung wurde 
festgestellt, dass die geplante Anlage einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung bedarf. 
Diese ist wegen dem Entstehen luftverunreinigender Stoffe, die aus dem Aushärten der 
verwendeten Kunstharze resultieren, erforderlich. Es handelt sich jedoch um eine Anlage die 
Kunstharze von 10 bis unter 25 kg je Stunde benötigt, diese Größenordnung lässt aus der Sicht 
der Unteren Immissionsschutzbehörde keine Störungen oder Beeinträchtigungen im 
Gewerbegebiet befürchten. Dies wäre erst bei einer Anlage mit einer Verwendung von mehr als 
25 kg Harzen je Stunde der Fall. 
Aus diesem Grund und um den zeitlichen Bauablauf für die Firmen nicht über die Maßen zu 
beeinträchtigen, wurde mit Bescheid vom 13.03.2013 eine Teilbaugenehmigung zur Errichtung 
des Hallengebäudes erteilt. Diese wurde ausdrücklich vorbehaltlich einer späteren Nutzung 
erteilt, sodass zwar die Halle gebaut werden durfte, jedoch eine Nutzungsaufnahme erst nach 
Vorliegen der entsprechenden Genehmigung erfolgen darf. 
 
Aufgrund der vorstehenden Erläuterungen stehen dem Vorhaben bzw. insbesondere der 
Nutzung an diesem Standort keine fachlichen oder rechtlichen Bedenken entgegen, weshalb 
das gemeindliche Einvernehmen aus Sicht der Verwaltung zu erteilen ist. 
 
 
 
 
 
 
 


